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Drucksache 842 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der 

Kindergeldgesetze 

— Drucksache 666 — 


A. Bericht des Abgeordneten Geiger (Aalen)*) 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 666 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 30. Januar 19v59 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Geiger (Aalen) 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als zu Drucksache 842 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Doutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der 
Kindergeldgesetze 
— Drucksache 666 — - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften der 
Kindergeldgesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Kindergeldgesetz vom 13. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 333), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1061), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Nr. 7 wird der nach dem Wort 
„Rentenversicherungen" folgende Satzteil ge- 
strichen. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften der 
Kindergeldgesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Kindergeldgcsetz vom 13. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 333), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1061), wird wie folgt geändert; 

1. unverändert 


la. In § 3 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Absatz 2 Nr. 2 und Nr. 6 Buchstabe b fin- 
den keine Anwendung während der Zeit, für die 
dem Arbeitnehmer im Falle der Arbeitsunfähig- 
keit gegen seinen Arbeitgeber (Dienstherrn) we- 
der ein Anspruch auf Kinderzuschlag noch auf 
Krankenbezüge, die mindestens den allgemeinen 
tariflichen Bestimmungen des Bundes oder der 
Länder entsprechen, noch auf Zuschuß zu den 
Leistungen aus der gesetzlichen Kranken- oder 
Unfallversicherung nach dem Gesetz zur Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Sicherung der 
Arbeiter im Krankheitsfalle vom 26. Juni 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 649) zusteht. 

Absatz 2 Nr. 7 findet keine Anwendung, wenn 
der Kinderzuschuß aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen 90 vom Hundert des Kinder- 
geldes nach § 4 Abs. 1 nicht erreicht; in diesen 
Fällen wird Kindergeld nur in Höhe des Unter- 
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Entwurf 


2. ln § 4 Abs. 1 wird (li(‘ Zahl .,30" du ich di(‘ Zahl 

„40" ersetzt. 

3. In § 11 wird 

a) in Absatz 1 Satz 3 die Zahl „4800" durch die 
Zahl „6000", 

b) in Absatz 2 S<itz 3 di(‘ Zahl „10" durch die' 
Zahl „12" 

ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

Das Kindergeldanpassungsgesetz vom 7. Januar 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1061), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Höhe des Kindergeldes gilt § 4 

Abs. 1 des Kindergeldgesetzes." 

2. § 6 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Kinderzulage aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder der Kinderzuschuß aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen für 
das dritte und jedes weitere Kind bis zur 
Höhe des Kindergeldes nach dem Kinder- 
geldgesetz. Wird für dasselbe Kind ein Fa- 
milienzuschlag gewährt, so gilt nur der die- 
sen Zuschlag übersteigende Teil dieses Be- 
trages nicht als eigene Mittel oder als Ein- 
kommen,". 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 hinter den Worten „gesetzlichen 
Rentenversicherungen" und in Satz 2 hinter 
den Worten „gesetzlichen Unfallversiche- 
rung" werden folgende Worte eingefügt: 

„ , soweit sie für das dritte und jedes wei- 
tere Kind das Kindergeld nach dem Kinder- 
geldgesetz nicht übersteigen. " ; 

b) in Satz 1 werden die Worte „ , soweit sie 
30 Deutsche Mark monatlich für das dritte 
und jedes weitere Kind nicht übersteigen" 
und in Satz 2 die Worte „unter der glei- 
chen Voraussetzung" gestrichen. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

schiedsbetrages zwischen dem Kinderzuschuß und 
dem Kindergeld nach § 4 Abs. i gewährt." 

Absatz 3 wird Absatz 4. 

2. u n v e r ä n d e r t 

3. unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

unverändert 


Artikel 2a 

Änderung des Kindergeldergänzungsgesetzes 

Das Kindergeldergänzungsgesetz vom 23. Dezem- 
ber 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841), zuletzt geändert 
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Entwurf 


Artikel 3 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
vom 6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 469) unter 
Berücksichtigung des Änderungsgesetzes vom 
1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 661) und des Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung von Vorschrif- 
ten der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 1061) wird wie folgt geändert: 

1. In § 34a Äbs. 1 werden die Worte „von mo- 
natlich 30 Deutschen Mark“ ersetzt durch die 
Worte „in Höhe des Kindergeldes nach dem 
Kindergeldgesetz." 

2. In § 41a Äbs. 1 werden die Worte „von mo- 
natlich 30 Deutschen Mark" ersetzt durch die 
Worte „in Höhe des Kindergeldes nach dem 
Kindergeldgesetz" . 

Artikel 4 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Äbs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


— 3. Wahlperiode 

Beschlüsse des 20. Ausschusses 

durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1061), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 2 Äbs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 Äbs. 3 und 4 des Kindergeldgesetzes sind 
entsprechend anzuwenden.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Äbsatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für alle übrigen Personen die Familien- 
ausgleichskasse des nordwestdeutschen 
Baugewerbes in Hannover." 

b) In Äbsatz 2 werden die Worte am Satzende 
„eines Trägers nach Äbsatz 1 Nr. 3" durch 
die Worte „des Trägers nach Äbsatz 1 Nr. 3" 
ersetzt. 


Ä r t i k e 1 2b 

Änderung des Unfallzulagengesetzes 

In § 6 Äbs. 7 Satz 1 des Gesetzes über Zulagen 
und Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und zur Überleitung des Unfallver- 
sicherungsrechts im Land Berlin vom 29. Äpril 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 253), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1061), wird jeweils das Wort 
„dreißig" durch das Wort „vierzig" ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

unverändert 


Artikel 4 

Geltung im Land Berlin 

unverändert 
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Drucksache 842 


Entwurf 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Artikel 5 

Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1959 in Kraft. 


Artikel 5 

Geltung im Saarland 

unverändert 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1959 in Kraft. 
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